
374 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates VllI. GP. 

16. 12. 1957. 

Regierungsvorlage. 

Bundesgesetz vom , 
mit dem weitere Bestimmungen zur Durch­
führung des IV. Teiles des Staatsvertrages 
vom 15. Mai 1955, BGBl. Nr. 152, erlassen 
werden (5; Staatsvertragsdurchführungs-

gesetz). 

Der Nationalrat hat besdilossen: 

Artikel I. 

§ 1. Vermögenschaften, Rechte und Interessen, 
die am 8. Mai 1945 im Eigentum einer deutschen 
physischen oder juristischen Person (§ 2 des 
1. Staatsveitragsdurchführungsgesetzes, BGBl. 
Nr. 165/1956) gestanden sind und einer solchen 
Person oder ihrem Rechtsnachfolger auf Grund 
einer zwischenstaatlichen Regelung im Zusam­
menhang mit dem Staatsvertrag, betreffend die 
Wiederherstellung eines unabhängigen und de­
mokratischen österreich, vom 15. Mai 1955, 
BGBl. Nr. 152, übertragen werden, gelten für 
Zwecke der Besteuerung vom Einkommen, Er­
trag, Vermögen und Umsatz als am Tage des 
Inkrafttretens des vorgenannten Staatsvertrages 
übereignet. 

§ 2. (1) Wurden oder werden eine Kapital­
gesellschaft, der ein Unternehmen (Betrieb) ge­
mäß § 18 Abs. 1 des 1. Staatsvertragsdurchfüh­
rungsgesetzes gehört, - und eine oder mehrere 
Kapitalgesellschaften spätestens bis 31. Juli 1958 
mit Wirkung zum Stichtag ihrer Schillingeröff­
nungsbilanz verschmolzen, so unterliegt der 
übergang des Vermögens der übertragenden 
Gesellschaft weder der Umsatzsteuer noch der 
Grunderwerbssteuer. 

(2) In den Verschmelzungsfällen nach Abs. 1 
gelten die in der Zeit vom Stichtag der Schilling­
eröffnungsbilanz (Verschmelzungsbilanz) bis zum 
Zeitpunkte der Eintragung der Verschmelzung 
in das Handelsregister getätigten Geschäfte be­
reits als Geschäfte der übernehmenden Gesell­
schaft. 

(3) Die Verschmelzung gemäß Abs. 1 löst Kapi­
talsverkehrssteuern nicht aus. 

§ 3. (1) Auf die Verwertung von Aktien findet 
§ 47 Abs. 3 des 1. Staatsvertragsdurchführungs­
gesetzes, wenn die zu einem oder verschiedenen 

Sondervermögen (§ 7 des 1. Staatsveri:ragsdurch­
führungsgesetzes) gehörigen Aktien einer Gesell­
schaft zusammen nicht mehr als zehn vom Hun­
dert ihres Grundkapitals erreichen, nur nach 
Maßga'be der folgenden Bestimmung Anwendung.-

(2) Aktien, die im Eigentum von deutschen 
physischen Personen gestanden sind, sind bei dem 
in Abs. 1 genannten Hundertsatz nicht zu be­
rücksich tigen. 

(3) Sollte die Verwertung der Aktien nicht 
durch Verkauf an der Börse erfolgen, so ist als 
ihr Wert mindestens der letzte, innerhalb von 
drei Monaten vor der Verwertung feststellbare 
Börsenkurs anzunehmen. Ist ein solcher nicht 
feststell'bar, so ist der Verkehrswert nach Ein­
holung einer Kußerung der Wiener Börsekam­
mer durch das Bundesministerium für Finanzen 
festzusetzen. 

(4) Ist bei der Verwertung ein der Bestimmung 
des Abs. 3 entsprechender Preis nicht zu erzielen, 
so ist § 47 Abs. 3 des 1. Staatsvertragsdurchfüh­
rungsgesetzes anzuwenden. 

Artikel H. 

Das Bundesgesetz vom 10. Juli 1957, BGBl. 
Nr. 177, mit dem das 1. Staatsvertragsclurchfüh­
rungsgesetz abgeändert und ergänzt wird 
(4. Staatsvertragsdurchführungsgesetz), wird ab­
geändert wie folgt: 

1. Artikel II § 2 Abs. 1 hat tu lauten: 
"Physische und juristische Personen sowie Per­

sonengesellschaften mit dem Wohnsitz (Sitz) in 
österreich, die auf Grund einer vor dem 8. Mai 
1945 begründeten Verbindlichkeit Schuldner 
einer deutschen physischen oder juristischen Per­
son (§ 2 des 1. Staatsvertragsdurchführungs­
gesetzes), des Deutschen Reiches, einer deutschen 
Gebietskörpersdl.aft oder einer Einrichtung des 
Deutschen Reiches waren, haben eine solche Ver­
bindlichkeit bis längstens 31. März 1958 dem 
Bundesministerium für Finanzen in Wien zu 
melden." 

2. Artikel II § 4 erster Satz hat zu lauten: 
"Wird eine physische oder juristische Person 

oder eine Personengesellschaft mit dem Wohnsitz 
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(Sitz) in Österreich wegen einer in § 2 bezeich­
neten Verbindlichkeit von der 'Republik Öster­
reich oder vom öffentlichen Verwalter beim Ge­
richt ihres Wohnsitzes (Sitzes) geklagt, so kann 
sie die Unzuständigkeit des Gerichtes nicht unter 
Berufung auf die Vereinbarung eines anderen 
Gerich tsstandes einwenden." 

3. Artikel II § 6 hat zu lauten: 
"Wer einer ihm gemäß § 2 obliegenden An­

meldepflicht nicht oder nicht rechtzeitig nach­
kommt, begeht eine Verwaltungsü'bertretung 
und wird von der Bezirksverwaltungs'behörde 
mit Geld bis zum Werte der nicht oder nicht 
rechtzeitig angemeldeten Verbindlichkeit be­
straft. " 

"Mit der Vollziehung des Artikels. I dieses 
Bundesgesetzes sind die für die Vollziel1ung der 
§§ 10 Abs.2, 19 Abs. 3 und 21 Abs. 2 des 
1. Staatsvertragsdurchführungsgesetzes zustän­
digen Bundesministerien und mit der Voll­
ziehung des Artikels II das ,Bundesministerium 
für Finanzen, das Bundesministerium für Justiz 
und das Bundesministerium für Inneres betraut." 

Artikel IV. 

(1) Artikel II Z. 1 und Z. 2 dieses Bundes­
gesetzes treten am 1. November 1957 in Kraft. 

(2) Artikel III dieses Bundesgesetzes tritt am 
30. Juni 1957 in Kraft. 

Artikel III. (3) Mit der Vollziehung des Artikels I dieses 
Artikel III Abs. 2 des Bundesgesetzes vom Bundesgesetzes ist das Bundesministerium für 

10. Juli 1957, BGBl. Nr. 177, mit dem das Finanzen und mit der Vollziehung des Artikels II 
1. Staatsvertragsdurchführungsgesetz abgeändert sind das Bundesministerium für Finanzen, das 
und ergänzt wird (4. Staatsvertragsdurchfüh- .' Bundesministerium für Justiz und das Bundes-
rungsgesetz), hat zu lauten: ministerium für Inneres betraut. 

Erläuternde Bemerkungen. 

Zu Art. I § 1: I unterliegen, mit sich bringen und damit den 
. l' h R 1 b ff d d I Grundsatz der Gleichmäßigkeit der Besteuerung Eine gesetz IC e ege ung etre en ie Be-

steuerung der auf Grund des österreichisch-deut- verl:tzen. .. ' 
schen Vermögensvertrages oder auf Grund son-I . Die Notwendigkeit de: vor~eschlagenen gesetz­
stiger zwischenstaatlicher Abmachungen oder Zu-I hci;~nMaßnahmen ergibt SIC~ aber auch a~s 
sagen zu übertragenden Vermögenswerte, hat sich Grunden der Verwaltungsarbe~t, da ohne die 
als notwendig herausgestellt. Gemäß § 1 Abs.1 Z.6 vorgesehene Bestimmung ein zweimaliger Wech­
Körperschaftssteuergesetz sind nämlich von den seI in der Zuständigkeit der Veranlagungsbehör­
der Republik Österreich auf Grund des Staats- den eintreten müßte. 
vertrages zugefallenen Vermögenschaften nur Be-
triebe gewerblicher Art steuerpflichtig. Gewinne 
(Einnahmenüberschüsse), die in der Zeit seit In- Zu Art. I § 2: 
krafttreten des Staatsvertrages bis zur allfälligen Da die von einer der vier Mächte verwalteten 
übertragung einzelner Vermögenschaften an die Unternehmungen (§ 18 des 1. Staatsvertrags­
ehemaligen Eigentümer oder an Dritte von son- durchführungsgesetzes) erst nach den im § 1 
stigen einen Ertrag abwerfenden Vermögens- Abs. 1 des Schillingeröffnungsbilanzgesetzes vor­
werten (wie etwa von land- und forstwirtschaft- gesehenen Stichtagen übergeben wurden, waren 
lichen Betrieben, Mietwohngrundstücken u. dgl.) diese Unternehmungen nicht in der Lage, recht­
erzielt wurden, würden infolgedessen unver- zeitig verschmeizende Umwandlungen durchzu­
steuert bleiben. Dies würde eine nicht zu recht- führen. Auf ihre Verschmelzung kann daher die 
fertigende steuerli'Cll.e Besserstellung der ehemali- Abgabenbegünstigung . des § 39 des Schillingeröff­
gen Voreigentümer oder sonstiger begünstigter llungsbilanzgesetzes keine Anwendung finden. Es. 
Erwerber (wie zum Beispiel der auf Grund des ist demnach erforderlich, für diese Verschmelzun­
Wiener Memorandums aus § 17 des 1. Staats- gen eine besondere Abgabenbegünstigung zu er­
vertragsdurchführungsgesetzes Begünstigten) ge- lassen, die der im § 39, des Schillingeröffnungs­
genüber allen anderen inländischen Personen, die bilanzgesetzes enthaltenen Abgabenbegünstigung 
mit gleichartigen Erträgnissen der Steuerpflicht nachgebildet ist. 
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Zu Art. I § 3: I gen statt von "Person" schlechthin ebenfalls von 
Die Ausbietung von Aktien gemäß § 47 d "physischen und juristischen Personen" gespro-

es chen. Zur Verdeutlichung, daß es sich bei den 1. Staatsvertragsdurchführungsgesetzes, die ge-
mäß . Art. 22 Staatsvertrag auf die Republik deutschen oder juristischen Personen, die die 
österreich übergegangen sind, würde zu Kurs- ehemaligen Gläubiger waren, sowohl um west- als 
verlusten Anlaß geben, wenn Ibei ihrer Verwer- auch um ostdeutsche Gläubiger handelt, wurde 
tung eine solche Anzahl von Stücken ausgeboten ein Hinweis auf § 2 des 1. Staatsvertragsdurch­
würde, welche die üblicherweise im Börsenhandel führungsgesetzes eingefijgt; diese Bestimmung 

nimmt nämlich hinsichtlich des Wohnsitzes angebotene Stückzahl der gleichen Aktien wesent-
lich übersteigt. Der Kursdruck könnte zu einer (Sitzes) der in Betracht kommenden Person aus-
Beunruhigung des Effekten- und Kapitalmarktes drücklich auf den Gebietsstand des Deutschen 
und zur Kreditschädigung für die betroffene AG. Reiches vom 31. Dezember 1937 Bezug. 
führen, was für die vorgesehene Ausnahme-
bestimmung zu § 47 Abs. 3 des 1. Staatsvertrags- Zu Art. 11 Z. 2: 
durchführungs gesetzes vermieden werden soll. Da . Hier wurde lediglich die Ausdrucksweise der 
bei Paketen bis zu 100/0 in der Regel auch nicht der Z. 1 angepaßt. 
mit einem über den Börsekurs hinausgehenden 
Paketzuschlag gerechnet werden kann, ist es un- Zu Art. 11 Z. 3: 
zweckmäßig, Kursbeeinflussungen durch Ausbie­
tung nach § 47 Abs. 3 des 1. Staatsvertragsdurch­
führungsgesetzes zu veranlassen. Die Ausbietung 
von größeren Paketen, insbesondere Majoritäts­
paketen, wird durch die Ausnahmebestimmung 
nicht berührt. 

Zu Art. 11 Z. 1: 

Nach den Erfahrungen der Praxis erscheint 
eine Verlängerung ,der Anmeldeftist zweckmäßig. 

Gelegentlich dieser Fristverlängerung besteht 
die Möglichkeit, die Ausdrucksweise des Art. II 
des 4. Staatsvertragsdurchführungsgesetzes der in 
den anderen Staatsvertragsdurchführungsgesetzen 
verwendeten anzupassen. Es wurde daher auch 
beim Kreis der österreichischen Anmeldepflichti-

Die bisherige Strafbestimmung in Art. 11 § 6 
des 4. Staatsvertragsdurchführungsgesetzes er­
scheint im Hinblick auf die der Erfassung unter­
liegenden, oft beträchtlichen Vermögenswerte 
nicht als ausreichend. Mit Rücksicht auf die Ver­
längerung der Anmeldefrist könnte unter Ver­
meidung einer Rückwirkung ab Inkrafttreten 
dieses Gesetzes eine entsprechende Strafverschär­
fung, nämlich eine Strafe bis zur Höhe der nicht 
oder nicht rechtzeitig angemeldeten Verbindlich­
keit, vorgesehen werden. 

Zu Art. III: 

Die unvollständig gebliebene Vollzugsklausel 
des 4. Staatsvertragsdurchführungsgesetzes wurde 
entsprechend ergänzt. 
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